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Verteiler 

 
- Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz  
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- Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz im Bundestag 
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- Bundesnotarkammer 

- Deutscher Richterbund 

- Verbraucherzentrale Bundesverband e.V. 

- Bundesverband Deutscher Inkassounternehmen e.V. 

- Vorstand und Geschäftsführung des Deutschen Anwaltvereins 

- Vorsitzende der Landesverbände des Deutschen Anwaltvereins 

- Vorsitzende der Gesetzgebungsausschüsse des Deutschen Anwaltvereins 

- Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaften des Deutschen Anwaltvereins 

- Vorsitzende des Forum Junge Anwaltschaft des Deutschen Anwaltvereins 

- Berufsrechtsausschuss des Deutschen Anwaltvereins 

- Ausschuss RVG und Gerichtskosten des Deutschen Anwaltvereins  
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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV versammelt mehr als 62.000 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sowie Anwaltsnotarinnen und Anwaltsnotare, 

die in 253 lokalen Anwaltvereinen im In- und Ausland organisiert sind. Er vertritt die 

Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und internationaler 

Ebene.  

 

Zusammenfassung 

 

Der Deutsche Anwaltverein (DAV) lehnt die geplanten Änderungen bei der 

Rechtsanwaltsvergütung sowie in der Bundesrechtsanwaltsordnung ab. An der bereits 

in der Stellungnahme zum Referentenentwurf (DAV-SN 41/19) geäußerten Kritik wird 

unvermindert festgehalten. Ergänzend wird daher auf die dortigen Ausführungen 

verwiesen. Die vorgesehenen Änderungen im RVG, die zu einer Reduzierung der 

anwaltlichen Vergütung führen würden, sind in einer Zeit, in der die Anwaltschaft für 

eine längst überfällige Anpassung der gesetzlichen Rechtsanwaltsgebühren streitet, 

nicht akzeptabel. Zudem ist eine Regelung im RVG zur Höhe von Inkassokosten 

systemwidrig. Die Ausweitung der bereits seit ihrer Einführung vehement abgelehnten 

Darlegungs- und Informationspflichten der Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte nach 

§ 43d BRAO verstärken den Verstoß gegen das Verbot der Vertretung widerstreitender 

Interessen und den Eingriff in das Vertrauensverhältnis zwischen Rechtsanwalt und 

Mandant.  

 

I. Vorbemerkung 

 

Der Gesetzentwurf hat zum Ziel, den Verbraucherschutz im Inkassorecht zu 

verbessern. Er geht über dieses Ziel jedoch hinaus. Zum einen beschränken sich die 

Regelungen im RVG nicht auf anwaltliche Tätigkeiten gegenüber Verbrauchern, 

sondern gelten auch bei Unternehmern. Zum anderen wird der Begriff des 

Verbrauchers mit dem des Schuldners gleichgestellt. Dabei darf aber nicht verkannt 

werden, dass es um den Schutz säumiger Schuldner einer berechtigten Forderung 

geht. Die berechtigten Interessen der Unternehmen als Gläubiger, die auf eine auch 

wirtschaftlich durchsetzbare Befriedigung ihrer Forderungen angewiesen sind, sollten 

nicht völlig außer Acht gelassen werden. Sonst droht die Gefahr, dass der Schutz einer 

https://anwaltverein.de/de/newsroom/sn-41-19-verbesserung-des-verbraucherschutzes-im-inkassorecht?scope=modal&target=modal_reader_24&file=files/anwaltverein.de/downloads/newsroom/stellungnahmen/2019/dav-sn_41-19_verbraucherschutz-im-inkassorecht.pdf
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geringen Zahl von Schuldnern zum Nachteil der deutlich größeren Gruppe der 

rechtstreuen Verbraucher führt. Ist ein Forderungseinzug wirtschaftlich nicht mehr 

sinnvoll möglich mit der Folge höherer Forderungsausfälle, ist nicht auszuschließen, 

dass die Unternehmen dies einkalkulieren und damit die Preise für alle Verbraucher 

steigen oder andere Absicherungen wie verstärkte Vorkasse oder Bonitätsprüfungen 

gewählt werden, was im Sinne des Verbraucherschutzes sicherlich ebenfalls nicht 

erstrebenswert wäre.        

 

Die geplanten Änderungen im RVG und der BRAO sind zum Erreichen des 

gesetzgeberischen Ziels auch nicht erforderlich. Anwältinnen und Anwälte unterliegen  

bereits einem strengen Berufsrecht und scharfen strafrechtlichen Regelungen. Die 

bestehenden gesetzlichen Regelungen reichen vollkommen aus, um den Schutz von 

Mandanten und Dritten hinreichend zu gewährleisten. Schuldnerschutz ist überdies 

Aufgabe des Schuldrechts und nicht spezieller berufsrechtlicher Regelungen.   

 

Die Regelungen in RVG und BRAO stellen zudem auf den Begriff der 

Inkassodienstleistung ab, ohne diesen jedoch näher zu definieren. Es ist daher zu 

befürchten, dass es bei der anwaltlichen Geltendmachung einer Forderung zu 

Rechtsunsicherheiten und neuen Rechtsstreitigkeiten kommt.  

 

II. Artikel 2: Änderung des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes 

 

1. Zu Artikel 2 Nr. 1: neue untere Gegenstandswertstufe bis 50 € 

 

Auch bei der neuen Wertstufe geht der Gesetzgeber davon aus, dass 

Inkassodienstleistungen nach wie vor wirtschaftlich erbracht werden können. In 

Verbindung mit der Neuregelung bei der Geschäftsgebühr führt die neue Wertstufe 

dazu, dass für anwaltliche Inkassodienstleistungen bei Forderungen bis 50 € in der 

Regel lediglich eine Gebühr zwischen 15 € und 30 € geltend gemacht werden kann. 

Von einer wirtschaftlich sinnvollen Tätigkeit kann hier bei individuellen 

Inkassodienstleistungen ohne vollständige Automatisierung der Bearbeitung kaum die 

Rede sein. 
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2. Zu Artikel 2 Nr. 2 und Nr. 3a: Änderung bei § 31b RVG und VV-RVG Nr. 1000 

 

Die vorgeschlagene Regelung führt zu einer deutlichen Reduzierung der Gebühren 

und ist für den DAV nicht akzeptabel. Die erhebliche Absenkung des 

Gebührensatzes bei der Einigungsgebühr um fast 60% im Falle von 

Zahlungsvereinbarungen wird durch die Anhebung des Gegenstandswertes nicht 

kompensiert. Wie bereits in der Stellungnahme zum RefE belegt, ist die in der 

Gesetzesbegründung geäußerte Annahme falsch, dass die für 

Zahlungsvereinbarungen entstehenden Gebühren mit Ausnahme der deutlichen 

Verringerung in der untersten Wertstufe insgesamt im Wesentlichen gleichbleiben. 

Vielmehr führen die Änderungen bei fast allen Wertstufen zu einer sehr deutlichen 

Absenkung der Gebühren. 

 
Gegenstandswert 1,5-EG 

aus 20% 
0,7-EG 

aus 50% 
Differenz in % 

 
Differenz in € 

 

     
bis 1.000 67,50 31,50 -53,33% -36,00 

über 1.000 bis 2.000 67,50 56,00 -17,04% -11,50 

über 2.000 bis 2.500 67,50 80,50 19,26% 13,00 

über 2.500 bis 3.000 120,00 80,50 -32,92% -39,50 

über 3.000 bis 4.000 120,00 105,00 -12,50% -15,00 

über 4.000 bis 5.000 120,00 140,70 17,25% 20,70 

bis 6.000 172,50 140,70 -18,43% -31,80 

über 6.000 bis 7.500 172,50 176,40 2,26% 3,90 

bis 8.000 225,00 176,40 -21,60% -48,60 

bis 10.000 225,00 212,10 -5,73% -12,90 

bis 12.000 301,50 247,80 -17,81% -53,70 

bis 14.000 301,50 283,50 -5,97% -18,00 

über 14.000 bis 15.000 301,50 319,20 5,87% 17,70 

bis 16.000 378,00 319,20 -15,56% -58,80 

bis 18.000 378,00 354,90 -6,11% -23,10 

über 18.000 bis 20.000 378,00 390,60 3,33% 12,60 

bis 25.000 454,50 422,80 -6,97% -31,70 

bis 26.000 531,00 422,80 -20,38% -108,20 

bis 30.000 531,00 455,00 -14,31% -76,00 

bis 32.000 607,50 455,00 -25,10% -152,50 

bis 35.000 607,50 487,20 -19,80% -120,30 

bis 38.000 684,00 487,20 -28,77% -196,80 

bis 40.000 684,00 519,40 -24,06% -164,60 

bis 44.000 760,50 519,40 -31,70% -241,10 

bis 45.000 760,50 551,60 -27,47% -208,90 

bis 50.000 837,00 551,60 -34,10% -285,40 

bis 60.000 906,00 604,10 -33,32% -301,90 

bis 65.000 906,00 656,60 -27,53% -249,40 

bis 70.000 975,00 656,60 -32,66% -318,40 

bis 80.000 975,00 709,10 -27,27% -265,90 

bis 100.000 1113,00 814,10 -26,86% -298,90 
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Auch die Behauptung, dass die Auswirkungen außerhalb von Inkassomandaten 

geringfügig sein dürften, ist insbesondere hinsichtlich der Einigungsgebühr nicht 

nachvollziehbar. Die geplanten Regelungen beschränken sich nicht auf 

Inkassodienstleistungen, sondern gelten für Zahlungsvereinbarungen in allen 

Verfahrensstadien der anwaltlichen Tätigkeit und Forderungen jeglicher Höhe. Sie 

umfassen insbesondere auch den gesamten Bereich der anwaltlichen Vollstreckung. 

Neben die ohnehin schon äußerst geringe 0,3-Verfahrensgebühr nach Nr. 3309 VV 

RVG tritt nun auch noch eine deutlich reduzierte Einigungsgebühr für alle Fälle einer 

Zahlungsvereinbarung, unabhängig von Inhalt sowie Umfang und Schwierigkeit der 

Einigungsverhandlungen. Damit bilden die Gebühren in keiner Weise mehr Aufwand 

und Verantwortung der Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sowie das auch im 

Rahmen der Zwangsvollstreckung in voller Höhe bestehende Haftungsrisiko ab. Da 

es sich bei der Verfahrensgebühr um einen festen Satz handelt, bleibt ein 

beispielsweise erhöhter Aufwand bei Verhandlungen oder Abwicklung einer 

Zahlungsvereinbarung anders als bei der Geschäftsgebühr im Rahmen des § 14 

RVG vollkommen unberücksichtigt. Gerade im Bereich der Vollstreckung dürften 

Vereinbarungen mitnichten Ergebnis eines weitgehend standardisierten und teilweise 

automatisierten Vorgangs sein, sondern müssen in der Regel in jedem Einzelfall 

individuell auf die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse von Schuldner und 

Gläubiger angepasst werden.  

 

Verschärfend kommt hinzu, dass die Reduzierung nunmehr auch dann gelten soll, 

wenn nicht nur eine reine Zahlungsvereinbarung geschlossen wird, sondern darüber 

hinaus Vereinbarungen wie Sicherungsabreden o.a. getroffen werden. Ernsthafte 

anwaltliche Einigungsbemühungen im Rahmen der Vollstreckung sind damit kaum 

noch wirtschaftlich möglich. 

 

Mit der Reduzierung der Einigungsgebühr will der Gesetzgeber einen verminderten 

Aufwand für Zahlungsvereinbarungen bei geringen Forderungsbeträgen besser 

berücksichtigen, vermutlich in der Annahme, dass hier die Anzahl der Raten 

überschaubar sei. Die vorgesehene Regelung geht jedoch weit über dieses Ziel 

hinaus, da sie zu einer deutlichen Verringerung der Einigungsgebühr auch bei hohem 

Aufwand beispielsweise aufgrund einer Vielzahl von Raten über einen langen 

Zeitraum bei hohen Forderungsbeträgen führt. Hielte man eine Änderung der 
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derzeitigen Regelung zur besseren Berücksichtigung des Aufwandes für 

unabdingbar, würde dem gesetzgeberischen Ziel eine Regelung, die an die Anzahl 

der Raten anknüpft, deutlich besser Rechnung tragen. Nur bei einer niedrigen 

Ratenzahl über einen kurzen Zeitraum könnte man gegebenenfalls einen 

verhältnismäßig geringen Aufwand annehmen. 

 

3. Zu Artikel 2 Nr. 3c: Änderung bei VV-RVG Nr. 2300 

 

Auch die vorgesehene Änderung bei der Geschäftsgebühr wird weiterhin abgelehnt. 

Die bereits bestehende Regelung bietet ausreichend Raum, um auch für alle Fälle 

anwaltlicher Inkassodienstleistungen eine dem tatsächlichen Arbeitsaufwand durch 

Umfang und Schwierigkeit entsprechende angemessene Vergütung zu bestimmen. 

Einer Sonderregelung bedarf es hierfür nicht.  

 

Zudem birgt die vorgeschlagene Regelung neues Konfliktpotenzial. Die Merkmale der 

unbestrittenen Forderung und der ersten Zahlungsaufforderung können zu Rechts- 

und vor allem Beweisschwierigkeiten führen. Auch die Frage, wann eine Sache 

besonders umfangreich oder schwierig war, ist nicht klar definiert. Aus der 

Formulierung wird außerdem nicht hinreichend deutlich, dass es für die 

anzuwendende Gebühr systemgerecht auf den Auftrag und nicht auf das äußere 

Erscheinungsbild der Tätigkeit ankommt. 

 

III. Artikel 4: Änderung der Bundesrechtsanwaltsordnung 

 

Vertretung widerstreitender Interessen 

 

Eine Erweiterung der Darlegungs- und Informationspflichten in § 43d BRAO bei 

anwaltlichen Inkassodienstleistungen ist konsequent abzulehnen. Nicht nur die neuen 

Aufklärungspflichten, sondern bereits die bestehende Regelung verstößt gegen das 

Verbot der Vertretung widerstreitender Interessen. Die Regelung solcher Pflichten im 

anwaltlichen Berufsrecht ist systemwidrig. Es handelt sich klassisch und ausschließlich 

um zivilrechtliche Pflichten des Gläubigers selbst und nicht um Berufspflichten des 

Rechtsanwaltes. Nun ließe sich einwenden, dass bei einer Verpflichtung des Anwalts 

stärkere Gewähr für eine Pflichtenbefolgung besteht, als dies der Fall wäre, wenn man 
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Gläubiger zur Aufklärung der „Privatpersonen“ verpflichten würde. Denn der Anwalt ist 

Organ der Rechtspflege (§ 1 BRAO) und daher in besonderer Weise der Einhaltung von 

Recht und Gesetz verpflichtet. Eine solche Sichtweise würde indes die besondere 

Stellung des Anwalts dazu instrumentalisieren, ihn in eine Art Garantenstellung 

gegenüber dem Gegner seines Mandanten zu versetzen. Durch eine Regelung wie 

§ 43d BRAO wird der Anwalt nicht nur seinem Mandanten verpflichtet, sondern auch 

den Schutzinteressen der Gegenpartei. Der Anwalt, der die jetzigen Bestimmungen des 

§ 43d BRAO und § 43d Abs. 3 und 4 BRAO-E befolgt, verfolgt letztlich zugleich 

Interessen des eigenen Mandanten und Interessen der Gegenpartei. Er verfolgt 

widerstreitende Interessen. 

 

Zu den Grundpflichten des Anwalts gehört jedoch, dass er ausschließlich den 

Interessen einer Partei (seines Mandanten) verpflichtet ist. Die strikte Einhaltung des 

Verbots der Interessenkollision gehört zu den elementaren Grundpflichten des Anwalts, 

der Parteiverrat ist sogar eine Straftat. Mit der Stellung des Anwalts als Hüter der 

Interessen (nur) einer Partei verträgt es sich nicht, dass Anwälte zum Schutz der 

Interessen der Gegenpartei verpflichtet werden. 

 

Objektive Bedeutung der „freien Advokatur“ 

 

Das Verbot der Vertretung widerstreitender Interessen steht auch nicht zur Disposition 

des (einfachen) Gesetzgebers. Nach der Rechtsprechung des BVerfG dient das Verbot 

der Vertretung widerstreitender Interessen dem Schutz des Vertrauensverhältnisses 

zwischen Anwalt und Mandant. Ein Anwalt, der sich zum Diener gegenläufiger 

Interessen macht, verliert jegliche unabhängige Sachwalterstellung im Dienste des 

Rechtssuchenden (vgl. nur BVerfG vom 3.7.2003, Az. 1 BvR 238/01 – 

Sozietätswechsel, Rdnr. 40 ff.). 

 

Das Vertrauensverhältnis zwischen Anwalt und Mandant gehört zu den notwendigen 

Voraussetzungen einer rechtsstaatlichen Anwaltschaft. Dem Rechtsanwalt als 

unabhängigem Berater und Beistand obliegt es, seinem Mandanten umfassend 

beizustehen. Voraussetzung für die Erfüllung dieser Aufgabe ist ein 

Vertrauensverhältnis zwischen Rechtsanwalt und Mandant (BVerfG vom 28.7.2015, Az. 

2 BvR 2558/14, Rdnr. 37 f.). Dieses Vertrauensverhältnis liegt nicht nur im Interesse der 
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beteiligten Anwälte und Mandanten, sondern auch im Interesse der Allgemeinheit an 

einer wirksamen und geordneten Rechtspflege. Das BVerfG betont immer wieder die 

fundamentale objektive Bedeutung der „freien Advokatur“ (BVerfG vom 12.4.2005, Az. 

2 BvR 1027/02 – Beschlagnahme von Datenträgern, Rdnr. 94). 

 

Aus dem Vorstehenden ergibt sich, dass der dem Entwurf zugrundeliegende Gedanke, 

dass „Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte einerseits sowie Inkassodienstleister 

andererseits noch unterschiedlich behandelt werden, ohne dass dies sachgerecht wäre“ 

(Referentenentwurf Ziff. A Problem und Ziel), verfehlt ist. Selbst wenn man diesen 

Gedanken einschränkend dahin auslegt, dass er nur gelten soll, soweit 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte ebenfalls – lediglich – Inkassodienstleistungen 

erbringen, so bleibt im Vordergrund, dass die Berufe unterschiedlich sind, sowohl von 

den Eintrittsvoraussetzungen, wie auch von den beruflichen, gesetzlich geregelten 

Verpflichtungen her. Der Rechtsanwalt, „der berufene unabhängige Berater und 

Vertreter in allen Rechtsangelegenheiten“ (§ 3 Abs. 3 BRAO) – also auch in 

Inkassoangelegenheiten – bleibt den Verpflichtungen, die sich aus den §§ 43 ff BRAO 

ergeben, unterworfen, die für reine Inkassodienstleister, die nur auf Grund der 

Ausnahmenregelung im RDG ihre Leistungen erbringen können, eben gerade nicht 

gelten. Aus diesen grundsätzlichen Erwägungen heraus ist eine unterschiedliche 

Behandlung von Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten einerseits sowie 

Inkassodienstleistern andererseits nicht nur sachgerecht, sondern vielmehr zwingend. 

Einer Einschränkung der Berufsfreiheit der Rechtsanwälte bedarf es nicht, schon gar 

nicht aus verfassungsrechtlichen Gründen. 


